
Aktenzeichen: 2 AZR 518/92 
Bundesarbeitsgericht 2. Senat

I. Arbeitsgericht 
Kaiserslautern

Urteil vom 18. Februar 1993
- 2 AZR 518/92 -
Urteil vom 21. März 1991
- 2 Ca 982/90 -

II. Landesarbeitsgericht 
Rheinland-Pfalz

Urteil vom 18. März 1992 
- 5 Sa 427/91 -

Für die Amtliche Sammlung: Nein 
Für die Fachpresse : Nein
Für das Bundesarchiv : Nein

EntscheidungsStichwort:
Beginn der Ausschlußfrist bei geplanter Betriebsstillegung

Gesetz:
BGB § 626 Abs. 1 und 2; BetrVG § 77 Abs. 3, § 88, S 102 
Abs. 1; KSchG §§ 4, 13 Abs. 1 Satz 2; ZPO § 256 Abs. 1

Leitsätze:

K e i n e

Hinweise des Senats:
Geplante Betriebsstillegung als wichtiger Grund für eine au­
ßerordentliche Kündigung;Grundsatz der Verhältnismäßigkeit bei vertraglicher Ver­
pflichtung eines Dritten gegenüber dem Arbeitgeber zur Über­
nahme von Arbeitnehmern;
soziale Auslauffrist bei einer außerordentlichen Kündigung 
des Arbeitsverhältnisses eines "unkündbaren" Arbeitnehmers 
aus betriebsbedingten Gründen
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2 AZR 518/92
5 Sa 427/91 Rheinland-Pfalz Im Namen des Volkes!
Verkündet am 
18. Februar 1993 UrteilHöhmann,
Reg.-Obersekretärin
als Urkundsbeamter In Sachen
der Geschäftsstelle

pp.

hat der Zweite Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der münd­
lichen Verhandlung vom 18. Februar 1993 durch den Vorsitzenden
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Richter Hillebrecht, die Richter Bitter und Kremhelmer sowie die 
ehrenamtliche Richterin Engel und den ehrenamtlichen Richter 
Dr. Fischer für Recht erkannt:

1. Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts Rheinland-Pfalz vom 
18. März 1992 - 5 Sa 427/91 - aufgehoben.

2. Der Rechtsstreit wird zur erneuten Verhandlung 
und Entscheidung, auch über die Kosten der Re­
vision, an das Landesarbeitsgericht zurückver­wiesen.

V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d :

Die Parteien streiten darüber, ob ihr Arbeitsverhältnis 
durch die außerordentliche oder die hilfsweise ausgesprochene or­
dentliche Kündigung der Beklagten vom 22. Juni 1990 beendet wor­
den ist.

Die am 26. Februar 1939 geborene Klägerin war seit 1. April 
1961 bei verschiedenen Gesellschaften beschäftigt, bei denen sie 
jeweils die bisherige Tätigkeit fortsetzen konnte und die Be- (
triebszugehörigkeit seit 1. April 1961 angerechnet erhielt. Vom 
1. Januar 1973 bis 31. März 1976 war die Deutsche Bauernsiedlung 
- Deutsche Gesellschaft für Landentwicklung GmbH (DGL), die eben­
so verfuhr, und seit 1. April 1976 die Beklagte ihr Arbeitgeber.
Der zwischen den Parteien geschlossene Arbeitsvertrag vom 
25. März 1976 enhält u.a. folgende Vereinbarungen:
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"1. Die Landsiedlung übernimmt auf der Grundla­
ge des am 16./17.3.1976 zwischen der Land­
siedlung und der DGL abgeschlossenen Ver­
trages neben dem gesamten Verfahrensbestand 
der DGL in Rheinland-Pfalz zum 1.4.1976 
auch einen Teil der Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter. Für diese Beschäftigten ist im 
§ 2 des genannten Vertrages folgende aus­
drückliche Regelung getroffen:

Die Landsiedlung verpflichtet sich, den übernommenen Beschäftigten denselben Ge­
samtbesitzstand zu gewährleisten, den diese 
zum Zeitpunkt der Übernahme bei der DGL 
hatten. Der Besitzstand umfaßt sowohl die 
Leistungen im Vergütungs- und im Sozialbe­
reich als auch die Anrechnung der Dienst­
zeiten bei der DGL.

Die dargestellten Bestimmungen des Vertra­ges zwischen der Landsiedlung und der DGL 
sind eine verbindliche Grundlage dieses 
Dienstvertrages.

6. Für die sonstigen Grundlagen des Dienstver­
hältnisses gelten die Bestimmungen der Be­
triebsvereinbarung der Landsiedlung vom 
18.12.1973, die Ergänzungen hierzu sowie 
die sonstigen Einzelregelungen.

Die Betriebsvereinbarung vom 18. Dezember 1973 lautet aus­
zugsweise wie folgt:

"§ 1
Tarifliche und arbeitsvertragliche Regelungen

Für die dienst- und arbeitsvertraglichen Regelun­
gen zwischen der Landsiedlung Rheinland-Pfalz 
GmbH und ihren Angestellten war und bleibt der 
Bundes-Angestelltentarifvertrag (Bund, Länder,
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Gemeinden) - BAT - in entsprechender Anwendung 
die Grundlage. Mit Rücksicht auf die Gesell­
schaftsstruktur der Landsiedlung (juristische 
Person des privaten Rechts) finden jedoch einzel­
ne Bestimmungen des BAT keine Anwendung.
Um mögliche Zweifelsfragen für die Zukunft auszu­
schließen, werden nachfolgend die Bestimmungen 
des BAT und vergleichbarer Regelungen in der For­
mulierung aufgeführt, wie sie bei der Landsied­
lung gelten. Einvernehmen besteht darüber, daß 
zukünftige Änderungen oder Ergänzungen des BAT 
eine dieser Betriebsvereinbarung entsprechende 
Anwendung erfahren.

§ 53 BAT
Ordentliche Kündigung

(1) Die Bestimmungen der Abs. (1), (2) und (4)
werden angewandt. Abs. (3) findet keine An­wendung .

(2) Der Angestellte ist nach einer Beschäfti­
gungszeit von 20 Jahren bei der Landsied­
lung, frühestens jedoch nach Vollendung des 
45. Lebensjahres, unkündbar mit folgenden 
Maßgaben:
a) Die Landsiedlung kann das Dienstverhält­

nis aus in der Person des Angestellten 
oder in seinem Verhalten liegenden wich­
tigen Gründen kündigen,

b) der Angestellte ist bei Vorliegen drin­
gender betrieblicher Erfordernisse ver­
pflichtet, Änderungen der Beschäfti- 
gungs- oder Vergütungsgrundlagen im 
sachlich notwendigen Umfang anzuerken­
nen,

c) im Falle der Auflösung der Gesellschaft 
kann der Angestellte aus der Unkündbar­
keit keine besonderen Ansprüche gegen 
die Landsiedlung herleiten.

§ 54
Außerordentliche Kündigung 

wird angewandt
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Unkündbare Angestellte 
wird nicht angewandt

M

Gegenstand des Unternehmens der Beklagten ist nach ihrer 
Satzung die Mitwirkung bei der Planung, Finanzierung und Durch­
führung von Maßnahmen zur Entwicklung und Förderung der Landwirt 
schaft und des ländlichen Raums. Die Klägerin wurde von der Be­
klagten in einer Arbeitsgruppe für beschleunigte Zusammenlegung 
(BZ) in K eingesetzt. Diese Arbeitsgruppe hatte
Gemeindezusammenlegungen zu planen und unterstützend zu 
bearbeiten.

In der Gesellschafterversammlung vom 3. Dezember 1987 in 
Ko wurde einstimmig beschlossen:

"1. Der Beschluß der Gesellschafterversammlung 
vom 9.7.1987, die Landsiedlung gemäß §§ 60 
Abs. 1 Ziff. 2, 65 Abs. 2 S. 1 GmbHG zu li­
quidieren, ist nicht wirksam geworden.

2. Die Gesellschaft ist still abzuwickeln.
Die Gesellschaft nimmt keine neuen sat­
zungsgemäßen Aufträge mehr an. Die noch 
laufenden Geschäfte und Aufträge werden zu 
Ende geführt. ..."

Ab 1. Januar 1988 begann die Beklagte kein neues Vorhaben 
mehr. Mit Schreiben vom 22. Juni 1989 kündigte sie ihren Mietver 
vertrag über die Büroräume in K , in denen die Kläge
rin und ihre Arbeitsgruppe untergebracht waren. Die Beklagte 
schloß mit der Heimstätte Rheinland-Pfalz GmbH den Geschäftsbe-
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sorgungsvertrag vom 21. Mai 1990, der auszugsweise wie folgt lau­
tet:

"Aufgrund des in der Gesellschafterversammlung 
der Landsiedlung Rheinland-Pfalz GmbH am 
3.12.1987 gefaßten Beschlusses und der Beschlüsse 
des Landes Rheinland-Pfalz ist die Landsiedlung 
Rheinland-Pfalz GmbH verpflichtet, die von ihr 
eingegangenen Geschäftsverbindungen abzuwickeln, 
den Personalbestand vollständig abzubauen und nach Regulierung aller Forderungen und Verbind­
lichkeiten ihre Geschäftstätigkeiten beenden. Die 
Abwicklungstätigkeit ist inzwischen so weit fort­
geschritten, daß die Landsiedlung Rheinland-Pfalz 
GmbH die noch verbliebenen Aufgaben auf die Heim­
stätte Rheinland-Pfalz GmbH als ihrem Geschäfts­
besorger übertragen kann.
Die Geschäftsführer der Heimstätte Rheinland- 
Pfalz GmbH sollen auch zu Geschäftsführern der 
Landsiedlung Rheinland-Pfalz GmbH bestellt wer­
den.
Die Heimstätte Rheinland-Pfalz GmbH übernimmt den 
zur Abwicklung der Geschäfte erforderlichen Per­
sonalbestand der Landsiedlung Rheinland-Pfalz 
GmbH. Sie ist als Geschäftsbesorger nicht dafür 
verantwortlich und haftbar, daß mit der Abwick­
lung aller Geschäftsbeziehungen und der Umsetzung 
des Vermögens in Geld ein bestimmtes wirtschaft­
liches Ergebnis erzielt wird, jedoch soll die Ab­
wicklung möglichst Vermögensschonend durchgeführt 
werden.
Dies vorausgeschickt schließen die

folgenden Geschäftsbesorgungsvertrag:
1. Die Heimstätte übernimmt alle Abwicklungsauf­

gaben der Landsiedlung.

Die notwendigen Geschäftsräume und das notwen­
dige Inventar verbleiben bis zum Abschluß der 
Abwicklung der Landsiedlung.
Die von der Landsiedlung eingerichteten Konten 
bleiben bis zum Abschluß der Abwicklung beste­
hen. Das Rechnungswesen wird jedoch von der 
Heimstätte geführt.
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7. Das von der Heimstätte gemäß Personalübernah­
mevereinbarung übernommene Personal der Land­
siedlung wird bis auf weiteres im Rahmen der Geschäftsbesorgung für die Abwicklungstätig­
keit eingesetzt. Die der Heimstätte aus der Personalübernahme entstehenden Personalkosten 
und die in den Geschäftsräumen der Landsied­
lung durch die übernommenen Mitarbeiter ent­
stehenden Sachkosten sind der Heimstätte zu 
erstatten.

8. Die Tätigkeit der Heimstätte aus diesem Ge­
schäftsbesorgungsvertrag endet am 31.12.1993. 
Bis zum 30.6.1992 wird die Heimstätte eine 
Übersicht über noch erforderliche Abwicklungs­
tätigkeiten aufstellen. Anhand dieser Über­
sicht soll mit den Organen der Gesellschaften 
geklärt werden, ob die Abwicklungstätigkeit 
der Heimstätte über den 31.12.1993 hinaus 
fortgesetzt werden soll.
Es bleibt den Gesellschaftern der Vertragspar­
teien Vorbehalten, in der Zwischenzeit eine 
andere gesellschaftsrechtliche oder vertragli­
che Lösung mit dem Ziel einer früheren Auflö­sung der Landsiedlung zu vereinbaren.

Die Beklagte teilte der Klägerin mit Schreiben vom 10. April 
1990 mit, daß die BZ-Stelle in K zum 31. März 1990
endgültig geschlossen sei und eine Weiterbeschäftigung in K

daher nicht mehr möglich sei. Die Klägerin solle ab 
1. April 1990 zunächst Urlaub nehmen und bei dieser Gelegenheit 
noch alten Urlaub abtragen. Mit Schreiben vom 27. April 1990 for­
derte die Beklagte die Klägerin auf, "entweder ab sofort den 
Dienst bei der Hauptgeschäftsstelle in Ko aufzunehmen oder
aber ihren Jahresurlaub bis dahin einzureichen und anzutreten". 
Als dies unterblieb, sprach die Beklagte mit Schreiben vom 7. Mai 
1990 eine Abmahnung aus und wies außerdem die Klägerin darauf
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hin, daß der Arbeitsplatz in K 
Schließung der dortigen Niederlassung weggefallen sei und die 
Klägerin deshalb mit einer Kündigung aus betriebsbedingten Grün­
den rechnen müsse, wenn sie den ihr angebotenen Arbeitsplatz bei 
der Forstlichen Versuchsanstalt in T ablehne. Daraufhin
bat die Klägerin mit Schreiben vom 12. Mai 1990, ihr "bis zur 
Findung und Festschreibung einer akzeptablen Regelung ... am 
Dienstort K Arbeit zu übertragen". Mit Schreiben vom
25. Mai 1990 nahm die Beklagte auf das Angebot eines Arbeitsver­
trages bei der Forstlichen Versuchsanstalt in Tr und auf
das Angebot zum Abschluß eines Auflösungsvertrages Bezug, setzte 
der Klägerin zur Annahme eines der Angebote eine Frist bis zum 
31. Mai 1990 und kündigte an, daß danach das Anhörungsverfahren 
für die dann notwendige Kündigung eingeleitet werden müsse. 
Gleichzeitig teilte die Beklagte dem Betriebsrat mit, daß sie 
sich aufgrund des derzeitigen Sachstandes gezwungen sehe, das 
Kündigungsverfahren vorzubereiten, nachdem die Klägerin mehrfach 
Angebote des Landes auf Übernahme in den öffentlichen Dienst aus­
geschlagen habe. Hinzu komme, daß die Klägerin eindeutige Anwei­
sungen nicht befolgt und ihre Pflichten als Arbeitnehmerin gröb­
lich verletzt habe. Mit Schreiben vom 11. Juni 1990 unterrichtete 
die Beklagte den Betriebsrat über ihre Absicht, das Arbeitsver­
hältnis der Klägerin nunmehr zu kündigen, und begründete dies wie 
folgt:

"wie Ihnen im einzelnen bekannt ist, befindet 
sich die Landsiedlung durch den Gesellschafterbe­
schluß vom 03.12.1987 in der Liquidation. Die 
damit einhergehende Verminderung der Aufgaben der 
Landsiedlung war begleitet von einem fortschrei­
tenden Personalabbau.
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Im Zusammenhang hiermit sind zunächst die frühe­
ren Außenstellen der Landsiedlung organisatorisch 
betroffen gewesen. Sie wissen aber, daß auch die 
Hauptstelle der Landsiedlung zum 30.06.1990 end­
gültig aufgelöst werden wird.
Sie wissen darüber hinaus, daß die früher beste­hende Niederlassung der Landsiedlung bei dem Kul­
turamt in K _ Arbeitsgruppe für be­
schleunigte Zusammenlegung - aufgrund des Weg­
falls der Aufgaben ihre Tätigkeit bereits mit dem Ablauf des vergangenen Jahres weitgehend einge­
stellt und zum 31. März 1990 endgültig aufgelöst ist.
Da die Entwicklung vorauszusehen war, haben be­
reits frühzeitig Bemühungen der Landsiedlung ein­
gesetzt, die dort noch verbliebenen Mitarbeiter, 
so auch Frau E , in andere Dienstverhältnisse 
bei verschiedenen Dienststellen des Landes zu 
vermitteln.

Im Interesse der ordnungsgemäßen wirtschaftlichen 
Führung der Landsiedlung ist es daher unerläßlich 
geworden, nunmehr das Arbeitsverhältnis zu Frau 
E zu beendigen.
Wir beabsichtigen, aufgrund der vorgenannten Um­
stände sowie aufgrund der Tatsache, daß Arbeits­
leistungen für die Landsiedlung im gesamten Raum 
K mit dem Ablauf des 31.03.1990
vollständig weggefallen sind und auch Arbeitslei­
stungen in Ko nach dem 30.06.1990 nicht mehr
erbracht werden können, eine fristlose Beendi­
gungskündigung, hilfsweise, d.h. wenn das Gericht 
die fristlose Kündigung nicht anerkennen würde, 
eine ordentliche Beendigungskündigung zum 
31.12.1990 zu erklären. ..."

Der Betriebsrat verweigerte mit Schreiben vom 15. Juni 1990 
die Zustimmung zu einer fristlosen Kündigung, weil vorher eine 
Änderungskündigung hätte erfolgen müssen. Einer ordentlichen Kün­
digung stimmte er jedoch zu.

Mit Schreiben vom 22. Juni 1990 kündigte die Beklagte das 
Arbeitsverhältnis der Klägerin außerordentlich zum 30. Juni 1990
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und hilfsweise ordentlich zum 31. Dezember 1990. Das Kündigungs­
schreiben ging der Klägerin am 23. Juni 1990 zu; ihre Kündigungs­
schutzklage ist am 13. Juli 1990 beim Arbeitsgericht eingegangen.

Die Klägerin hat die Auffassung vertreten, sowohl die außer­
ordentliche als auch die hilfsweise ordentliche Kündigung der Be­
klagten seien unwirksam. Eine Betriebsstillegung liege nicht vor. 
Die Beklagte habe ihre Betriebstätigkeit nicht eingestellt. Die 
Betriebsorganisation der Beklagten und die Beschäftigungsmöglich­
keiten für die Klägerin bestünden nach wie vor. Die Hauptge­
schäftsstelle in Ko existiere noch. Die Beklagte sei nicht
liquidiert worden. Sie verfüge noch über Geschäftsführer und 
einen Aufsichtsrat. Die Heimstätte Rheinland-Pfalz GmbH habe die 
Beklagte nicht übernommen, sondern besorge für sie lediglich ein­
zelne Abwicklungsgeschäfte. Zur Erledigung der übernommenen Auf­
gaben beschäftige die Heimstätte Rheinland-Pfalz GmbH Personal 
der Beklagten. Abgesehen davon, daß ein wichtiger Grund für eine 
außerordentliche Kündigung fehle, habe die Beklagte auch die Aus­
schlußfrist des § 626 Abs. 2 BGB versäumt. Eine ordentliche Kün­
digung sei durch die Betriebsvereinbarung vom 18. Dezember 1973, 
auf die der Arbeitsvertrag Bezug nehme, ausgeschlossen. Im übri­
gen habe die Beklagte den Betriebsrat nicht ausreichend unter­
richtet. Sie habe ihn unter Druck gesetzt, der Kündigung zuzu­
stimmen.

Die Klägerin hat beantragt,

1. festzustellen, daß ihr Arbeitsverhältnis durch 
die Kündigung vom 22. Juni 1990 weder außeror­
dentlich zum 30. Juni 1990 noch ordentlich zum
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31. Dezember 1990 aufgelöst worden ist und 
fortbesteht,

2. die Beklagte zu verurteilen, die Klägerin bis zum rechtswirksamen Abschluß des Rechtsstreits 
über die Wirksamkeit der Kündigung tatsächlich zu beschäftigen.

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. Sie hält 
die außerordentliche Kündigung zum 30. Juni 1990 für wirksam. Der 
wichtige Grund für eine außerordentliche Kündigung des Arbeits­
verhältnisses ergebe sich daraus, daß die Beklagte mit Ablauf des 
30. Juni 1990 ihre Geschäftstätigkeit endgültig beendet habe. An 
der Betriebsstillegung ändere es nichts, daß die Beklagte als ju­
ristische Person noch fortbestehe. Die Ausschlußfrist des § 626 
Abs. 2 BGB sei gewahrt. Sie habe an dem Tag begonnen, an dem der 
Betrieb tatsächlich stillgelegt worden sei, also am 1. Juli 1990. 
Entsprechend dem Schutzzweck des § 626 BGB habe die Beklagte 
nicht möglichst frühzeitig gekündigt, sondern sich bis zur tat­
sächlichen Betriebsstillegung um eine Übernahme der Klägerin 
durch andere Arbeitgeber bemüht. Der Betriebsrat sei ordnungsge­
mäß angehört und nicht unter Druck gesetzt worden.

Das Arbeitsgericht hat der Klage nur teilweise stattgegeben. 
Es hat die außerordentliche Kündigung zwar für wirksam erachtet, 
aber nur mit einer der ordentlichen Kündigungsfrist entsprechen­
den sozialen Auslauffrist bis zum 31. Dezember 1990. Auf die Be­
rufung der Klägerin hat das Landesarbeitsgericht festgestellt, 
daß das Arbeitsverhältnis weder durch die außerordentliche noch 
durch die hilfsweise ordentliche Kündigung der Beklagten vom 
22. Juni 1990 aufgelöst worden sei, sondern bis zur letzten münd­
lichen Verhandlung (29. Januar 1992) fortbestanden habe. Die Wei-
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terbeschäftigungsklage ist in beiden Vorinstanzen abgewiesen wor­
den. Die Beklagte verfolgt mit ihrer vom Senat zugelassenen Revi­
sion ihren Antrag weiter, die Klage in vollem Umfang abzuweisen. 
Die Klägerin beantragt, die Revision zurückzuweisen.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e  :

Die Revision ist begründet. Sie führt zur Aufhebung des Be­
rufungsurteils und zur Zurückverweisung des Rechtsstreits an das 
Landesarbeitsgericht.

A. Das Landesarbeitsgericht hat seine Entscheidung im wesentli­
chen wie folgt begründet:

Die Klägerin habe mit der Klage nach §§ 4 und 13 Abs. 1 
Satz 2 KSchG eine allgemeine Feststellungsklage nach § 256 ZPO 
verbunden, deren Zulässigkeitsvoraussetzungen erfüllt seien. So­
wohl die außerordentliche als auch die hilfsweise ordentliche 
Kündigung der Beklagten seien unwirksam. Eine ordentliche Kündi­
gung sei durch die Betriebsvereinbarung vom 18. Dezember 1973 
(BAT-BV) ausgeschlossen. Die Regelungskompetenz der Betriebspart­
ner ergebe sich aus § 88 BetrVG analog. Die Regelungssperre des 
§ 77 Abs. 3 BetrVG greife nicht ein, weil der Betrieb der Beklag­
ten nicht unter den Geltungsbereich eines Tarifvertrages falle. 
Der in § 53 Abs. 2 Buchst, c BAT-BV normierte Fall der "Auflösung 
der Gesellschaft" liege nicht vor, denn darunter sei nur eine 
Auflösung im Sinne der §§ 60 ff. GmbHG zu verstehen. Sei danach 
das Recht zur ordentlichen Kündigung wirksam ausgeschlossen, so
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könne der mit der stillen Abwicklung der Gesellschaft verbundene 
Wegfall von Beschäftigungsmöglichkeiten zwar einen wichtigen 
Grund im Sinne des § 626 Abs. 1 BGB darstellen. Bedenken gegen 
die Bejahung einer Unzumutbarkeit im Sinne des § 626 Abs. 1 BGB 
ergäben sich aber unter dem Gesichtspunkt der anderweitigen Be­
schäftigungsmöglichkeiten und im Rahmen der Interessenabwägung 
daraus, daß die zur Abwicklung der Geschäfte der Beklagten erfor­
derlichen Tätigkeiten noch weit über den 30. Juni 1990 und den 
31. Dezember 1990 hinaus anfielen. Dies zeige der auf die Dauer 
von drei Jahren befristete Geschäftsbesorgungsvertrag zwischen 
der Beklagten und der Heimstätte Rheinland-Pfalz GmbH. Nach dem 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit habe die Beklagte der Klägerin 
eine Weiterbeschäftigung im Rahmen der in Ko noch anfallen­
den Abwicklungsarbeiten ermöglichen müssen. Die im Schreiben der 
Beklagten vom 27. April 1990 enthaltene Aufforderung an die Klä­
gerin, den Dienst bei der Hauptstelle in Ko aufzunehmen,
deute darauf hin, daß ein entsprechender Arbeitsplatz frei und 
die Klägerin für die dort zu erledigenden Arbeiten geeignet sei. 
Wenn der Klägerin eine Weiterbeschäftigung, sei es auch nach 
einer Änderungskündigung, zumutbar gewesen sei, fehle ein wichti­
ger Grund im Sinne des § 626 Abs. 1 BGB. Dies könne aber offen­
bleiben, weil die Beklagte jedenfalls die Zweiwochenfrist des 
§ 626 Abs. 2 BGB versäumt habe. Die Kündigung sei zum einen dar­
auf gestützt worden, daß eine Arbeitsleistung der Klägerin in der 
zum 31. März 1990 aufgelösten BZ-Stelle in K nicht
mehr möglich sei, und zum anderen darauf, daß ab 1. Juli 1990 
auch eine Arbeitsleistung in Ko ausscheide. Die Schließung
der BZ-Stelle in K zum 31. März 1990 sei der Beklag­
ten spätestens im April 1990 bekannt gewesen. Soweit die Beklagte
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fehlende Beschäftigungsmöglichkeiten in Ko 
stütze sie sich auf eine geplante Betriebsstillegung. Die Beklag­
te habe nicht dargelegt und bewiesen, daß sie ihre Prognose erst 
innerhalb von zwei Wochen vor KündigungsZugang getroffen habe.
Aus dem Schriftwechsel der Parteien ergebe sich das Gegenteil.
Die Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts zum Lauf der Aus­
schlußfrist des § 626 Abs. 2 BGB bei Dauertatbeständen lasse sich 
auf den vorliegenden Fall nicht übertragen. Ein Dauertatbestand 
komme allenfalls nach tatsächlich erfolgter Betriebsstillegung, 
nicht aber bei erst beabsichtigter Betriebsstillegung in Be­
tracht, weil sich je nach dem Stand der Abwicklungsarbeiten auch 
das betriebliche Bedürfnis für die Beschäftigung von Arbeitneh­
mern verändere.

B. Den Ausführungen des Landesarbeitsgerichts kann im Ergebnis 
und in wesentlichen Teilen der Begründung nicht gefolgt werden. 
Die tatsächlichen Feststellungen des Landesarbeitsgerichts rei­
chen nicht aus, die Klage für begründet anzusehen.

I. Die Feststellungsklage ist zulässig. Zutreffend hat das Lan­
desarbeitsgericht angenommen, daß die Klägerin den Antrag nach 
§§ 4, 13 Abs. 1 Satz 2 KSchG mit einem allgemeinen Feststellungs­
antrag nach § 256 Abs. 1 ZPO verbunden hat. Streitgegenstand der 
allgemeinen Feststellungsklage ist die Frage, ob das Arbeitsver­
hältnis der Klägerin bis zum Zeitpunkt der letzten mündlichen 
Verhandlung in der Tatsacheninstanz fortbestanden hat. Von dieser 
Klage werden weitere Kündigungen erfaßt, die der Arbeitgeber im 
streitbefangenen Zeitraum ausspricht, und zwar unabhängig davon, 
wann sie in den Prozeß eingeführt werden (BAGE 57, 231, 239 = AP
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Nr. 19 zu § 4 KSchG 1969, zu B II 2 a der Gründe). Ein Feststel­
lungsinteresse für diese erweiterte Klage besteht jedenfalls 
dann, wenn nicht nur die abstrakte, nie völlig auszuschließende 
Möglichkeit besteht, daß der Arbeitgeber weitere Beendigungsgrün­
de geltend machen könnte, sondern für ein derartiges Verhalten 
des Arbeitgebers konkrete Anhaltspunkte vorliegen. Die Beklagten­
vertreter haben im Schriftsatz vom 28. Januar 1992 darauf hinge­
wiesen, daß sie der Beklagten empfohlen hätten, aus den wahr­
heitswidrigen Behauptungen der Klägerin im vorliegenden Rechts­
streit die erforderlichen arbeitsrechtlichen Konsequenzen zu zie­
hen. Jedenfalls ab Zugang dieses Schriftsatzes mußte die Klägerin 
mit einer erneuten Kündigung rechnen.

II. Zur Entscheidung darüber, ob die außerordentliche Kündigung 
der Beklagten vom 22. Juni 1990 wirksam ist, bedarf es noch wei­
terer tatsächlicher Feststellungen.

1. Entgegen der Ansicht des Landesarbeitsgerichts ist die Aus­
schlußfrist der §§ 626 Abs. 2 BGB, 54 Abs. 2 Satz 1 und 2 BAT in 
Verbindung mit der Betriebsvereinbarung vom 18. Dezember 1973 ge­
wahrt .

a) Die zweiwöchige Ausschlußfrist beginnt bei einer geplanten 
Betriebsstillegung nicht schon mit dem Tag, an dem der Arbeitge­
ber die Prognose gestellt hat, die Arbeitskraft des Arbeitnehmers 
werde künftig nicht mehr benötigt. Bei einer geplanten Betriebs­
stillegung besteht der wichtige Grund für die außerordentliche 
Kündigung darin, daß es dem Arbeitgeber unzumutbar ist, trotz der 
Unmöglichkeit, auch in Zukunft Arbeit anzubieten, das Arbeitsver-

16
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


“ 16

hältnis fortzusetzen. Wann der Betrieb tatsächlich stillgelegt 
wird, weiß der Arbeitgeber mit Sicherheit erst mit der Ausführung 
des Plans. Dementsprechend beginnt die Ausschlußfrist erst mit 
dem Tag, an dem der Arbeitnehmer nicht mehr weiterbeschäftigt 
werden kann (BAGE 48, 220, 224 f. = AP Nr. 86 zu § 626 BGB, zu 
B II 2 der Gründe). Die BZ-Stelle K ist zwar bereits
zum 31. März 1990 aufgelöst worden. Dies allein führt aber noch 
nicht ohne weiteres dazu, daß die Beklagte keine Einsatzmöglich­
keiten für die Klägerin mehr hatte. In der Hauptgeschäftsstelle 
in Ko wurden Arbeitnehmer für die noch durchzuführenden Ab­
wicklungsarbeiten benötigt. Die Beklagte hatte die Klägerin mit 
Schreiben vom 27. April 1990 aufgefordert, entweder ihren Jahres­
urlaub oder den Dienst bei der Hauptgeschäftsstelle in Ko 
anzutreten. Dies zeigt, daß die Beklagte jedenfalls damals noch 
gewisse Verwendungsmöglichkeiten für die Klägerin sah. Auch die 
Klägerin geht davon aus, daß sie in der Hauptgeschäftsstelle Ab­
wicklungsarbeiten hätte erledigen können. Diese Beschäftigungs­
möglichkeit entfiel erst mit der von der Beklagten behaupteten 
Schließung der Hauptgeschäftsstelle in Ko . Ob wirklich eine 
Betriebsstillegung zum 30. Juni 1990 vorliegt, spielt für die 
Ausschlußfrist der §§ 626 Abs. 2 BGB, 54 Abs. 2 Satz 1 und 2 BAT 
in Verbindung mit der Betriebsvereinbarung vom 18. Dezember 1973 
keine Rolle. Sind die Voraussetzungen einer Betriebsstillegung 
nicht erfüllt, so kann ein wichtiger Grund im Sinne der §§ 626 
Abs. 1 BGB, 54 BAT in Verbindung mit der Betriebsvereinbarung vom 
18. Dezember 1973 fehlen.

b) Soweit die außerordentliche Kündigung darauf gestützt werden 
soll, in der Hauptgeschäftsstelle in Ko habe es unabhängig
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davon, ob ein Betriebsübergang oder eine Betriebsstillegung vor­
liege, keine sinnvolle Beschäftigungsmöglichkeit für die Klägerin 
gegeben, ist die zweiwöchige Ausschlußfrist selbst dann nicht 
versäumt, wenn diese Situation schon vor dem 9. Juni 1990 einge­
treten und der Beklagten auch bekannt war.

Im vorliegenden Fall bemühte sich die Beklagte um eine Über­
nahme der Klägerin in den öffentlichen Dienst und sah während der 
Versuche, der Klägerin einen Arbeitsplatzwechsel aus einem unge- 
kündigten Arbeitsverhältnis heraus zu ermöglichen, von einer Kün­
digung ab. Der Arbeitgeber verwirkt nach § 626 Abs. 2 BGB, § 54 
Abs. 2 BAT in Verbindung mit der Betriebsvereinbarung vom 18. De­
zember 1973 das Recht zur außerordentlichen Kündigung nicht schon 
dadurch, daß er für eine Übergangszeit zur Entgeltzahlung ohne 
Gegenleistung bereit ist. Daraus entsteht auch gegenüber Arbeit­
nehmern, deren Arbeitsverhältnis nicht mehr ordentlich kündbar 
ist, keine Verpflichtung, auf unabsehbare Zeit weiter so zu ver­
fahren, zumal die Weiterzahlung der Arbeitsvergütung ohne Ar­
beitsleistung eine sich fortwährend verstärkende Belastung des 
Arbeitgebers bewirkt, die um so schwerer wiegt, je länger dieser 
Zustand fortbesteht. Die wachsende Belastung führt beim Arbeitge­
ber immer mehr zur Unzumutbarkeit der Fortsetzung des Arbeitsver­
hältnisses .

2. Das Landesarbeitsgericht hat offen gelassen, ob ein wichti­
ger Grund für die außerordentliche Kündigung im Sinne der §§ 626 
Abs. 1 BGB, 54 Abs. 1 BAT in Verbindung mit der Betriebsvereinba­
rung vom 18. Dezember 1973 vorlag. Dies ist aber entscheidungser­
heblich .

- 18 -
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a) Das Bundesarbeitsgericht hat in ständiger Rechtsprechung an­
genommen, daß ausnahmsweise auch eine Betriebsstillegung geeignet 
sein kann, eine außerordentliche Kündigung zu rechtfertigen, ins­
besondere wenn die ordentliche Kündigung ausgeschlossen ist und 
eine Versetzung in einen anderen Betrieb des Unternehmens nicht 
möglich ist (BAGE 48, 220, 225 f. = AP Nr. 86 zu § 626 BGB, zu 
B III 2 b der Gründe, m.w.N.).

aa) Zutreffend hat das Landesarbeitsgericht ausgeführt, daß die 
Klägerin die in der Betriebsvereinbarung vom 18. Dezember 1973 
geregelten Voraussetzungen für die sogenannte Unkündbarkeit er­
füllte, weil sie bei KündigungsZugang das 45. Lebensjahr vollen­
det hatte und nach Nr. 1 des zwischen den Parteien geschlossenen 
Arbeitsvertrages die von der DGL anerkannten Dienstzeiten auch 
bei der Beklagten zur Besitzstandswahrung anzurechnen waren, so 
daß die Klägerin die maßgebliche Beschäftigungszeit von 20 Jahren 
erreicht hatte.

bb) Gegen die Unkündbarkeitsregelung in der Betriebsvereinbarung 
vom 18. Dezember 1973 bestehen keine betriebsverfassungsrechtli­
chen Bedenken. Die Regelungsbefugnis folgt aus allgemeinen Grund­
sätzen des Betriebsverfassungsrechts, die in § 77 Abs. 3 BetrVG 
(Tarifvorrang) und § 88 BetrVG (freiwillige Betriebsvereinbarung) 
zum Ausdruck kommen (vgl. BAG GS Beschluß vom 7. November 1989 
- GS 3/85 - BAGE 63, 211, 215 ff. = AP Nr. 46 zu § 77 BetrVG 
1972, zu C I der Gründe). Die Sperrwirkung einer tariflichen oder 
tarifüblichen Regelung nach § 77 Abs. 3 BetrVG greift, wie das 
Landesarbeitsgericht richtig erkannt hat, nicht ein, weil für den
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räumlichen, betrieblichen und fachlichen Geltungsbereich des Be­
triebs der Beklagten weder tarifliche Kündigungsvorschriften be­
stehen noch üblicherweise getroffen werden. Insbesondere fällt 
die Beklagte nicht unter den Geltungsbereich des BAT.

cc) Nach § 53 Abs. 2 Buchst, c BAT in der Fassung der Betriebs­
vereinbarung vom 18. Dezember 1973 ist der Angestellte nur "mit 
der Maßgabe" kündbar, daß er "im Falle der Auflösung der Gesell­
schaft ... aus der Unkündbarkeit keine besonderen Ansprüche gegen 
die Landsiedlung herleiten" kann. Danach soll die an sich beste- 

^  hende Unkündbarkeit bei der Auflösung der Gesellschaft zu keiner 
Verbesserung der Rechtsstellung des Angestellten führen. Die 
"Maßgabe" des Buchst, c schränkt die Unkündbarkeit ein. In diesem 
Fall soll ausnahmsweise eine ordentliche Kündigung des Arbeitge­
bers nicht ausgeschlossen sein.

dd) Diese Ausnahmevorschrift gilt, um den Schutz der unkündbaren 
Angestellten möglichst wenig zu schmälern, nur für einen eng ge­
faßten Tatbestand. Die Regelung stellt nicht auf eine Betriebs­
stillegung oder eine Aufgabe der Geschäftstätigkeiten ab, sondern 

O  verlangt eine Auflösung der Gesellschaft. Zu Recht hat das Lan­
desarbeitsgericht darauf hingewiesen, daß in §§ 60 ff. GmbHG ge­
regelt ist, was unter der Auflösung einer GmbH zu verstehen ist 
und wie die Auflösung geschieht. Entgegen der Auffassung der Be­
klagten führt die richtige Auslegung des Landesarbeitsgerichts 
nicht dazu, daß § 53 Abs. 2 Buchst, c BAT in der Fassung der Be­
triebsvereinbarung vom 18. Dezember 1973 sinnlos ist. Bei einer 
GmbH ist zwischen der Auflösung und der Beendigung der Gesell­
schaft zu unterscheiden. Die aufgelöste GmbH besteht fort. Sie
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wird liquidiert. Zur Abwicklung gehört die Erfüllung bestehender 
Ansprüche. Sieht die Beklagte von einer den gesellschaftsrechtli­
chen Anforderungen entsprechenden Auflösung der GmbH ab, so ge­
nießen die Angestellten den Schutz der Unkündbarkeit.

b) Obwohl § 53 Abs. 2 Buchst, c BAT in der Fassung der Be­
triebsvereinbarung vom 18. Dezember 1973 nicht eingreift, läßt 
sich aus dieser Bestimmung doch ableiten, daß die Betriebspartner 
einer vollständigen Beendigung der geschäftlichen Aktivitäten 
nicht entgegenwirken wollten. Geschieht dies ohne Auflösung der 
Gesellschaft nach §§ 60 ff. GmbHG, so kommt eine außerordentliche 
Kündigung nach § 54 BAT in Verbindung mit der Betriebsvereinba­
rung vom 18. Dezember 1973 in Betracht.

c) Nach den tatsächlichen Feststellungen des Landesarbeitsge­
richts läßt sich nicht abschließend beantworten, ob die Beklagte 
auch die Hauptgeschäftsstelle zum 30. Juni 1990 stillgelegt hat 
oder ob insoweit ein Betriebsübergang vorliegt. Der Geschäftsbe­
sorgungsvertrag zwischen der Beklagten und der Heimstätte Rhein­
land-Pfalz GmbH deutet darauf hin, daß die Heimstätte Rheinland- 
Pfalz GmbH durch Rechtsgeschäft den gesamten noch vorhandenen, 
mit den Abwicklungsarbeiten befaßten Betrieb der Beklagten über­
nahm.

aa) Die Heimstätte Rheinland-Pfalz GmbH übernahm den zur Abwick­
lung der Geschäfte erforderlichen Personalbestand der Beklagten 
(Abs. 3 der Präambel des Geschäftsbesorgungsvertrages) und führte 
mit diesen Arbeitnehmern die Tätigkeit in den Geschäftsräumen der 
Beklagten weiter (vgl. Nr. 7 Satz 2 des Geschäftsbesorgungsver-
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träges). Zwar sollten nach Nr. 1 des Geschäftsbesorgungsvertrages 
bis zum Abschluß der Abwicklung die Geschäftsräume und das not­
wendige Inventar der Beklagten verbleiben (gemeint ist wohl in 
ihrem Eigentum). Die Beklagte scheint aber alle sachlichen und 
immateriellen Betriebsmittel, die zur Durchführung der Abwick­
lungsarbeiten des Betriebs erforderlich waren, der Heimstätte 
Rheinland-Pfalz GmbH zur Verfügung gestellt zu haben. Ob dies 
wirklich der Fall war, ist vom Landesarbeitsgericht noch zu prü­
fen.

bb) Betriebsstillegung und Betriebsübergang schließen einander 
aus (vgl. u.a. BAGE 33, 94, 101 = AP Nr. 8 zu § 15 KSchG 1969, zu 
A III 1 der Gründe; BAG Urteil vom 12. Februar 1987 - 2 AZR 
247/86 - AP Nr. 67 zu § 613 a BGB, zu II 1 a der Gründe; BAG Ur­
teil vom 28. April 1988 - 2 AZR 623/87 - AP Nr. 74 zu § 613 a 
BGB, zu II der Gründe, m.w.N.). Das Landesarbeitsgericht wird zu 
prüfen haben, ob die Beklagte ihre in der Hauptgeschäftsstelle 
bestehende Betriebsorganisation vor dem 30. Juni 1990 auflöste 
oder ob die für die Verfolgung der arbeitstechnischen Zwecke we­
sentlichen Betriebsmittel auf die Heimstätte Rheinland-Pfalz GmbH 
übergingen, wobei es genügt, daß ihr eine Nutzungsmöglichkeit auf 
Zeit eingeräumt wurde (vgl. BAG Urteil vom 29. September 1988 
- 2 AZR 107/88 - AP Nr. 76 zu § 613 a BGB, zu A II 1 a der Grün­
de; BAG Urteil vom 10. Juni 1988 - 2 AZR 801/87 - AP Nr. 82 zu 
§ 613 a BGB, zu II 1 a und 2 der Gründe, jeweils m.w.N.).

cc) Der Zweck, der mit einer Betriebsübernahme verfolgt wird, 
spielt keine Rolle. Auch ein Erwerb zum Zwecke der späteren 
Stillegung ändert an einem Betriebsübergang im Sinne des § 613 a
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BGB nichts (vgl. BAGE 47, 13, 23 = AP Nr. 39 zu § 613 a BGB, zu 
B III 2 der Gründe; BAG Urteil vom 26. Februar 1987 - 2 AZR 
321/86 - AP Nr. 63 zu § 613 a BGB, zu B II 4 der Gründe). Ebenso 
ist es unerheblich, daß die Heimstätte Rheinland-Pfalz GmbH le­
diglich zeitlich befristet die Abwicklungsarbeiten und die zu 
ihrer Durchführung erforderlichen Betriebsmittel übernahm (BAGE 
47, 206, 210 f. = AP Nr. 38 zu § 613 a BGB, zu 1 der Gründe, zu 
einer treuhänderischen, befristeten Betriebsübernahme durch eine 
Auffanggesellschaft).

dd) Nach dem bisherigen Parteivorbringen gibt es keine hinrei­
chenden Anhaltspunkte dafür, daß die Beklagte in der Hauptge­
schäftsstelle in Ko bestimmte, abgrenzbare Bereiche, denen
die Klägerin zuzuordnen war, im Wege der Teilstillegung auflöste.

d) Selbst wenn kein Betriebsübergang, sondern eine Betriebs­
stillegung vorliegen sollte, hatte die Beklagte den das gesamte 
Kündigungsschutzrecht beherrschenden Grundsatz der Verhältnismä­
ßigkeit zu beachten. Eine Beendigungskündigung, insbesondere eine 
außerordentliche, kommt nur dann in Betracht, wenn mildere Mittel 
nicht zur Verfügung stehen. Dazu gehört die Möglichkeit der Wei­
terbeschäftigung auf einem anderen freien Arbeitsplatz. Da das 
Kündigungsschutzgesetz unternehmensbezogen ist, erstreckt sich 
die Versetzungspflicht auf das gesamte Unternehmen, beschränkt 
sich andererseits aber auch grundsätzlich darauf (ständige Recht­
sprechung des Senats, vgl. BA.GE 46, 191, 200 f. = AP Nr. 21 zu 
§ 1 KSchG 1969 Betriebsbedingte Kündigung, zu C II der Gründe;
BAG Urteil vom 22. Mai 1986 - 2 AZR 612/85 - AP Nr. 4 zu § 1 
KSchG 1969 Konzern, zu B I 4 a der Gründe, jeweils m.w.N., und

23
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


23

BAG Urteil vom 27. November 1991 - 2 AZR 255/91 - AP Nr. 6 zu § 1 
KSchG 1969 Konzern, zu B II 2 und III 1 der Gründe). In Ausnahme­
fällen kann allerdings eine weitergehende Pflicht des Arbeitge­
bers bestehen, für eine andere Beschäftigung des Arbeitnehmers zu 
sorgen. Nach der Rechtsprechung des Senats kommt eine konzernbe­
zogene Betrachtung der Weiterbeschäftigungsmöglichkeiten insbe­
sondere dann in Betracht, wenn sich ein anderes Konzernunterneh- 
nehmen ausdrücklich zur Übernahme des Arbeitnehmers bereit er­
klärt hat (vgl. BAG Urteil vom 27. November 1991, aaO, zu B III 
der Gründe, m.w.N.). Um einen ähnlichen, besonderen Sachverhalt 
handelt es sich auch im vorliegenden Falle. Im Geschäftsbesor­
gungsvertrag vom 21. Mai 1990 hatte sich die Heimstätte Rhein­
land-Pfalz GmbH verpflichtet, das zur Abwicklung der Geschäfte 
erforderliche Personal der Beklagten zu übernehmen. Die Beklagte 
hatte aufgrund ihrer Fürsorgepflicht und des Verhältnismäßig­
keitsgrundsatzes eine derartige Weiterbeschäftigungsmöglichkeit 
zu nutzen und eine Kündigung möglichst zu vermeiden. Den tatsäch­
lichen Feststellungen des Landesarbeitsgerichts läßt sich jedoch 
nicht entnehmen, ob die Klägerin zum "erforderlichen Personal" 
gehörte und über die Qualifikation verfügte, die zur Durchführung 
der noch ausstehenden Abwicklungsarbeiten nötig war.

e) Wenn ein Betriebsübergang vorliegt, ist § 613 a Abs. 4 
Satz 1 BGB zu beachten. Nach dieser Vorschrift ist eine Kündigung 
des Arbeitsverhältnisses, die der bisherige Arbeitgeber wegen des 
Übergangs eines Betriebs ausspricht, unwirksam. Das Recht zur 
Kündigung des Arbeitsverhältnisses aus anderen Gründen bleibt je­
doch unberührt. Ein anderweitiger Kündigungsgrund im Sinne des 
§ 613 a Abs. 4 Satz 2 BGB kann vorliegen, wenn es in der Hauptge-
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/

schäftsstelle, unabhängig vom Betriebsübergang, ohnehin keine 
ausreichenden Einsatzmöglichkeiten mehr für die Klägerin gegeben 
hätte. Auch dazu fehlen die erforderlichen tatsächlichen Fest­
stellungen des Landesarbeitsgerichts.

3. Liegt ein wichtiger Grund für eine außerordentliche Kündi­
gung aus betriebsbedingten Gründen vor, so mußte die Beklagte der 
Klägerin eine soziale Auslauffrist einräumen, die der Kündigungs­
frist entspricht, die ohne Ausschluß der ordentlichen Kündigung 
gelten würde (vgl. BAGE 48, 220, 227 = AP Nr. 86 zu § 626 BGB, zu 
B IV 1 der Gründe). Die Unkündbarkeit, die § 53 Abs. 2 BAT in der 
Fassung der Betriebsvereinbarung vom 18. Dezember 1973 vorsieht, 
soll die Rechtsstellung der Arbeitnehmer verbessern, die älter 
sind, schon lange dem Betrieb angehören und deshalb den Betriebs­
partnern als besonders schutzwürdig erscheinen. Durch die Unkünd­
barkeit sollen diesen Personen aber keine Nachteile bei der Been­
digung ihres Arbeitsverhältnisses entstehen. Die Unkündbarkeit 
eröffnet dem Arbeitgeber nicht die Möglichkeit, das Arbeitsver­
hältnis aus betrieblichen Gründen früher zu beenden, als er dies 
ohne den Ausschluß der ordentlichen Kündigung könnte. Wäre die 
außerordentliche Kündigung nicht ausgeschlossen, so hätte die Be­
klagte das Arbeitsverhältnis wegen Geschäftsaufgabe nur ordent­
lich kündigen können und die Kündigungsfrist einhalten müssen, 
zumal der maßgebliche Kündigungsgrund im Einfluß- und Verantwor­
tungsbereich des Arbeitgebers liegt. Daran ändert sich auch da­
durch nichts, daß die Beklagte zunächst von einer Kündigung ab­
sah, sich um eine Beschäftigung der Klägerin bei anderen Arbeit­
gebern bemühte und die Klägerin die ihr unterbreiteten Angebote 
ablehnte.
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4. Die Beklagte kann die ihr bei Ausspruch der Kündigung be­
reits bekannten Kündigungsgründe nur insoweit geltend machen, als 
sie daiu den Betriebsrat nach § 102 Abs. 1 BetrVG ordnungsgemäß 
angehört hat.

a) Palls auch kein Teilbetriebsübergang vorliegt, sondern die
gesamte Hauptgeschäftsstelle in Ko stillgelegt worden ist,
hat die Beklagte den Betriebsrat mit den Schreiben vom 25. Mai 
1990 und vom 11. Juni 1990 ausreichend unterrichtet. Fehler im 
Anhörungsverfahren, die nach § 102 Abs. 1 Satz 3 BetrVG zur Un­
wirksamkeit der Kündigung führen könnten, sind dann nicht er­
sichtlich. Der Betriebsrat hat, obwohl er nach der Behauptung der 
Klägerin unter Druck gesetzt worden sei, die Zustimmung zu ertei­
len, eine differenzierte Stellungnahme abgegeben. Der außeror­
dentlichen Kündigung, die allein zum Zuge kommen kann, hat er ge­
rade nicht zugestimmt.

b) Soweit die Beklagte die Kündigung nicht nur auf die behaup­
tete Betriebsstillegung, sondern auch darauf stützen will, daß in 
der Hauptgeschäftsstelle ohnehin keine sinnvollen Weiterbeschäf­
tigungsmöglichkeiten für die Klägerin mehr bestanden hätten und 
der Klägerin mit Schreiben vom 27. April 1990 Abwicklungsarbeiten 
in der Hauptgeschäftsstelle nur deshalb angeboten worden seien, 
um ihre Arbeitskraft nicht völlig ungenützt brachliegen zu las­
sen, ist es zweifelhaft, ob der Betriebsrat zu diesem Kündigungs­
grund ordnungsgemäß gehört worden ist. In den an den Betriebsrat 
gerichteten Schreiben vom 25. Mai 1990 und 11. Juni 1990 findet 
dieser Kündigungsgrund keinen hinreichenden Niederschlag. Die für
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eine ordnungsgemäße Anhörung darlegungs- und beweispflichtige Be­
klagte hat bislang nicht vorgetragen, daß dem Betriebsrat dieser 
Sachverhalt schon bekannt gewesen sei und er außerdem gewußt ha­
be, daß die Kündigung auch hierauf gestützt werden solle. Nach 
den vom Arbeitsgericht und Landesarbeitsgericht vertretenen 
Rechtsauffassungen bestand zu einem ergänzenden Sachvortr^g bis­
lang keine Veranlassung, so daß den Parteien Gelegenheit zu geben 
ist, hierzu noch Stellung zu nehmen.

Hillebrecht - zugleich für den durch Kremhelmer
Urlaub an der Unterschrift verhinderten 
Richter Bitter

Dr. Fischer Engel
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